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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
IV Invalidenversicherung
SKOS Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
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CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale
LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Eine 2012 vom Nationalrat angenommene Motion seiner SGK, in welcher der Bundesrat
beauftragt wurde, ein schlankes Rahmengesetz für Sozialhilfe vorzulegen, wurde 2013
vom Ständerat abgelehnt. Die Forderung ging auf eine Anregung der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) zurück, welche verlangt hatte, dass die Sozialhilfe den
gleichen Status wie die AHV und die IV erhalten müsse. Die Mehrheit der SGK des
Ständerates war gegen den Vorstoss, weil ein derartiges Rahmengesetz in unzulässiger
Weise in die Kompetenz und die Autonomie der Kantone und der Gemeinden eingreifen
würde. Zudem sei es im Bereich der Sozialhilfe gar nicht möglich, einheitliche
Parameter festzulegen, da die kantonalen Unterschiede hinsichtlich
Lebenshaltungskosten und Einkommen zu gross seien. Eine Minderheit Bruderer (sp,
AG) beantragte die Annahme der Motion, da Handlungsbedarf bestehe und eine
Koordination der Sozialhilfe auf Ebene der Kantone nicht gewährleistet werden könne.
In der Ratsdebatte wurde insbesondere von bürgerlicher Seite ein dickes,
schwerfälliges Regelwerk befürchtet. Die Motion wurde – trotz der oben beschriebenen
Diskussionen um die SKOS – im Ständerat mit 27 zu zwölf Stimmen abgelehnt. 1

MOTION
DATUM: 11.06.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Gestützt von 24 Mitunterzeichnenden reichte Pascale Bruderer (sp, AG) ein Postulat
ein, in dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, Bericht über die Sozialhilfe zu
erstatten und dabei Transparenz zu schaffen in Bezug auf Kostenentwicklung und
Beauftragung privater Firmen. Im Fokus soll dabei die Situation in den Kantonen
stehen. Die Sozialdemokratin ortete in der damaligen öffentlichen Debatte ein
Ungleichgewicht in der Berichterstattung, die zudem von zweifelhaften Informationen
begleitet sei. Mit dem eingeforderten Bericht erhoffte sie sich eine Versachlichung der
Diskussion sowie eine Standortbestimmung, die gegebenenfalls auf einen
Handlungsbedarf hinweisen könnte. Der Bundesrat setzte sich für das Anliegen ein und
auch im Ständerat war das Postulat letztlich unbestritten; es wurde ohne lange
Diskussion überwiesen.
Ein sehr ähnliches Postulat (Po. 14.3892) wurde auch im Nationalrat von der
sozialdemokratischen Fraktion eingereicht. Es wurde auf Antrag der Regierung ebenfalls
angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 11.12.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In Erfüllung der beiden Postulate «Transparenz statt Polemik bei der Sozialhilfe» der
Sozialdemokratischen Fraktion und «Sozialhilfe. Transparenz schaffen in Bezug auf
Kostenentwicklung sowie Beauftragung privater Firmen» von Pascale Bruderer Wyss (sp,
AG, Po. 14.3915) veröffentlichte der Bundesrat im September 2017 einen Bericht zur
Kostenentwicklung in der Sozialhilfe. Dieser enthielt die Erläuterung von Begriffen und
Konzepten der Sozialhilfe, die Darstellung wirtschaftlicher Sozialhilfekosten und die
Analyse verschiedener Faktoren zum Kostenanstieg. Insgesamt sei die Sozialhilfequote
stabil geblieben, mehr Beziehende und höhere pro Kopf-Ausgaben hätten jedoch zu
einem Ausgabenanstieg geführt. Erklärt werden könne dieser Anstieg unter anderem
durch demografische, sozioökonomische und institutionelle Faktoren. Während
gewisse soziodemografische Variablen kurz- und mittelfristig nicht verändert werden
können, sei es möglich, längerfristig auf die Entwicklung anderer Faktoren Einfluss zu
nehmen, indem der Fokus auf Präventionspolitik im Bereich von Bildung und
Qualifikation sowie auf Rahmenbedingungen bezüglich sozialer und beruflicher
Integration und institutioneller Anpassungen gelegt werde, so der Bundesrat in seinem
Bericht. Nichtsdestotrotz dürften Sozialhilfeausgaben nicht isoliert angeschaut werden;
vielmehr sei zur Problembehebung das Ergreifen von Massnahmen an mehreren Stellen
notwendig. In der Folge wurden die beiden Postulate vom Nationalrat in der
Sommersession 2018 im Zusammenhang mit den Beratungen des Berichts über die
Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2017 abgeschrieben. 3

BERICHT
DATUM: 06.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Für die SGK-SR erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge für alle Sozialversicherungszweige gelten würden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht überarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frühling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grösseren Änderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
können. Kommissionssprecher Bischof erklärte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden könnten. Deshalb reiche es für die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ähnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzübertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschränken würde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission. 
Zudem entschied sich der Ständerat, den Versicherten nicht die vollständigen Kosten,
die durch Überwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die «angemessenen Mehrkosten» zu
beschränken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) für
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer stärkeren Belastung der Kantone geführt, erklärte die
Minderheitsführerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewährung einer unentgeltlichen Prozessführung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Ständerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesrätlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2013, S. 478 ff.; NZZ und SGT, 4.1.13.
2) AB NR, 2014, S. 2355; AB SR, 2014, S. 1319 f.
3) BBl, 2018 2253 (S. 2266); Bericht BR vom 6.9.17
4) AB NR, 2018, S. 666 ff.; Medienmitteilung SGK-SR vom 23.3.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 29.6.18
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